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Abkürzungsverzeichnis

SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
BAG Bundesamt für Gesundheit
IV Invalidenversicherung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EL Ergänzungsleistungen
IVG Bundesgesetz über die Invalidenversicherung
ATSG Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats

OFAS Office fédéral des assurances sociales
OFSP Office fédéral de la santé publique
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
PC Prestations complémentaires
LAI Loi fédérale sur l'assurance-invalidité
LPGA Loi fédérale sur la partie générale du droit des assurances sociales
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

In seiner Beratung der Weiterentwicklung der IV schuf der Ständerat in der
Herbstsession 2019 gemessen an der Grösse des Projekts nur wenige, jedoch sehr
gewichtige Differenzen zum Nationalrat. So entschied er sich, die Kinderrenten nicht
von 40 auf 30 Prozent zu kürzen. Der Nationalrat habe sicherstellen wollen, dass
Personen, die eine IV-Rente beziehen, nicht bessergestellt würden als Personen, die
keine IV-Rente beziehen, hatte Kommissionssprecher Eder (fdp, ZG) zuvor erklärt. Nun
habe eine Abklärung der finanziellen Verhältnisse aber ergeben, dass Familien mit
Kinderrenten und Ergänzungsleistungen in allen berechneten Konstellationen weniger
Einkommen zur Verfügung hätten als vergleichbare Familien ohne Kinderrenten und EL.
Entsprechend sei eine Reduktion der Kinderrenten «nicht angebracht». Im Rahmen
dieses Entscheids hatte die SGK-SR auch die Petition Bonvin (Pe. 19.2013) zur Kenntnis
genommen. Gleichzeitig verzichtete die kleine Kammer auf die Begriffsänderung von
«Kinderrenten» zu «Zulage für Eltern». Zwar habe ein Bericht der Verwaltung gezeigt,
dass «Zulage für Eltern» die passendere Bezeichnung sei, eine entsprechende
Umstellung würde aber beträchtlichen administrativen Aufwand mit sich bringen, so der
Kommissionssprecher.   
Eine weitere Änderung gegenüber der nationalrätlichen Version nahm der Ständerat
aufgrund eines Änderungsantrags des Bundesrates vor. So sollte gemäss IVG das BSV in
einer IV-Arzneimittelliste auch die Höchstpreise einzelner Arzneimittel festlegen.
Entsprechend der aktuellen Regelungen träfen heute jedoch sowohl das BSV als auch
das BAG Abklärungen zu den Medikamentenkosten, die überdies aufgrund von
Behandlungskosten von bis zu einer Million Franken pro Jahr und Kind auch immer
aufwändiger würden, hatte der Bundesrat brieflich erklärt. In Zukunft solle hierfür ein
Kompetenzzentrum geschaffen werden und die Zuständigkeit für die IV-Arzneimittel
folglich entweder dem BSV oder dem BAG übertragen werden. Da bisher das BSV von
der IV Rückvergütungen für solche Abklärungen erhalten habe, müsse sichergestellt
werden, dass diese allenfalls zukünftig auch das BAG erhalten könne. Stillschweigend
nahm der Ständerat die entsprechenden Änderungen an. 
Darüber hinaus schuf der Ständerat einige weitere kleinere Differenzen: Er entschied
sich, die vom Nationalrat vorgeschlagene Liste mit allen Sachverständigen und
Gutachterstellen der Versicherungsträger statt im ATSG im IVG aufzuführen, so dass
davon nur die IV betroffen ist. Im Gegenzug sollte die Liste zukünftig aber trotz Kritik
des Bundesrates und des Bundesgerichts auch die Anzahl der durch die verschiedenen
Gutachter attestierten Arbeitsunfähigkeiten enthalten. Die Protokollierung der
Gutachten, die ebenfalls der Nationalrat eingeführt hatte, änderte der Ständerat in eine
kostengünstigere Pflicht, die Tonaufnahmen zwischen den Versicherten und den
Sachverständigen in die Akten aufzunehmen. Alex Kuprecht (svp, SZ) hatte auf eine
entsprechende Pflicht zur Protokollierung oder zu Tonaufnahmen verzichten wollen,
um eine «Verrechtlichung der medizinischen Untersuchungen» zu verhindern. Mit 34
zu 8 Stimmen folgte der Ständerat jedoch der Kommissionsmehrheit. Des Weiteren
schuf der Ständerat eine Möglichkeit, Forderungen nach allfälligen
nichtkostendeckenden IV-Tarifen Nachdruck verleihen zu können. Dies hatten indirekt
vier Standesinitiativen gefordert. So soll das EDI neu für den Festsetzungsentscheid
zuständig sein. Es kann Verträge zur Regelung der Zusammenarbeit mit Personen und
Stellen, welche Abklärungs- oder Eingliederungsmassnahmen durchführen,
abschliessen. Kommen keine solchen Verträge zustande, soll es zukünftig anfechtbare
Verfügungen zur Regelung der Zusammenarbeit und der Tarife erstellen, bestehende
Verträge allenfalls um ein Jahr verlängern und anschliessend die Tarife selbst festlegen
können. 
In den restlichen Punkten folgte der Ständerat dem Nationalrat. So sprach er sich
ebenfalls für das stufenlose Rentensystem aus. Kommissionssprecher Eder
argumentierte, dass finanzielle Anreize für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit oder
die Erhöhung des Arbeitspensums geschaffen würden, wenn das Gesamteinkommen
aus Rente und Erwerbseinkommen bei steigendem Erwerbseinkommen stetig zunehme.
Für Personen über 55 Jahren – der Bundesrat und der Nationalrat hatten hier eine
Grenze von 60 Jahren vorgeschlagen, der Ständerat zog jedoch eine Grenze von 55
Jahren vor – sollen die bisherigen Renten jedoch bestehen bleiben. Damit lehnte der
Rat sowohl eine Minderheit Kuprecht, die volle Invalidenrenten erst ab einem
Invaliditätsgrad von 80 Prozent sprechen wollte, sowie eine Minderheit Rechsteiner, die
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auf den Systemwechsel verzichten wollte, da dieser zwar für das System, nicht aber für
die einzelnen Versicherten kostenneutral sei, ab. Entgegen einem weiteren Antrag
Rechsteiner verzichtete der Ständerat schliesslich auch darauf, die Zinsen der IV-
Schulden bis zu deren vollständiger Entschuldung dem Bund zu übertragen. 
Insgesamt stimmte die kleine Kammer der Vorlage mit 37 Stimmen bei 4 Enthaltungen
ohne Gegenstimmen zu. 1

1) AB SR, 2019, S. 789 ff.; Medienmitteilung SGK-SR vom 14.8.19; Medienmitteilung SGK-SR vom 4.9.19
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